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Afghanistan: Terroristen
erschießen 58 Menschen
Kabul. Mitglieder der radikalisla-
mischen Taliban und der Terror-
miliz Islamischer Staat (IS) haben
im Norden Afghanistans mindes-
tens 58 Menschen erschossen, da-
runter etwa 50 Zivilisten. Die
Männer seien am Donnerstag-
abend (Ortszeit) in das Dorf Mir-
za Olang in der Provinz Sar-i Pul
gestürmt und hätten sich 48 Stun-
den lang Kämpfe mit der Polizei
und Aufständischen geliefert, sag-
te ein Provinzsprecher am Sonn-
tag. Nach der Eroberung des Dor-
fes am Samstagabend hätten sie
die Einwohner zusammengetrie-
ben und hingerichtet. In den
schweren Kämpfen seien sieben
Polizisten und ein afghanischer
Soldat ums Leben gekommen.
Rund 25 Unbeteiligte werden den
Angaben nach vermisst. Es sei da-
von auszugehen, dass sie ver-
schleppt worden seien, sagte der
Provinzsprecher. dpa/nd

Gerichtskleidung für
Putschverdächtige
Istanbul. Der türkische Staatsprä-
sident Recep Tayyip Erdogan hat
einheitliche Gerichtskleidung für
alle des Terrorismus angeklagten
Untersuchungshäftlinge ange-
kündigt. Mutmaßliche Putschis-
ten müssten in Zukunft in brau-
nen Overalls vor Gericht erschei-
nen, sagte Erdogan vor Anhän-
gern der AKP im ostanatolischen
Malatya. Alle anderen Terrorver-
dächtigen müssten im Gerichts-
saal braune Hosen und Jacketts
tragen. »Ab jetzt können sie nicht
einfach kommen und anziehen,
was sie wollen. Auf diese Weise
werden sie der ganzen Welt be-
kannt gemacht«, so Erdogan. Er
beschrieb die geplanten Unifor-
men als »mandelfarbig«. Bereits
im Juli hatte Erdogan Unifor-
men ähnlich derer der Insassen
im US-Gefangenenlager in Guan-
tanamo für Putsch- und Terror-
verdächtige in der Türkei ange-
kündigt, wenn sie vor Gericht er-
scheinen. Auslöser war ein
putschverdächtiger Untersu-
chungshäftling, der in einem T-
Shirt mit der englischen Auf-
schrift »Hero« (Held) vor Ge-
richt antrat. dpa/nd

Syrische Armee erobert
Stadt in Homs zurück
Damaskus. Die syrische Armee hat
die Dschihadistenmiliz Islami-
scher Staat (IS) aus der letzten von
dieser kontrollierten Stadt in der
Provinz Homs vertrieben. Die Re-
gierungstruppen eroberten die
Stadt Suchna, die rund 70 Kilo-
meter nordöstlich von Palmyra
liegt, am Samstag nach heftigem
Artilleriefeuer und russischen
Luftangriffen zurück, wie die Sy-
rische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte mitteilte. AFP/nd

Vier ausländische Helfer
in Kenia ausgewiesen
Nairobi. Wenige Tage vor
den Wahlen in Kenia sind vier
ausländische Helfer der Opposi-
tion des Landes verwiesen wor-
den. Dazu zählen der Topmana-
ger der US-amerikanischen Wahl-
kampfdatenfirma Aristotle sowie
ein kanadischer Mitarbeiter, wie
das Unternehmen am Wochenen-
de mitteilte. James Orengo vom
Oppositionsbündnis Nasa bestä-
tigte, die beiden Männer hätten
die Allianz im Wahlkampf unter-
stützt. Auch zwei ghanaische Na-
sa-Mitarbeiter seien des Landes
verwiesen worden. Zudem wur-
den am Freitag Nasa zufolge meh-
rere Büros des Bündnisses ge-
stürmt. Bis zu 30 bewaffnete Män-
ner seien in die Gebäude einge-
drungen und hätten unter ande-
rem elektronisches Gerät mitge-
nommen. Nasa zufolge handelte
es sich um Polizisten. Es seien kei-
ne Einbrüche gemeldet worden,
sagte Polizeisprecher George Ki-
noti. Vor den Präsidentschafts-
und Parlamentswahlen am 8. Au-
gust sind die Spannungen in dem
ostafrikanischen Land groß. Ver-
gangene Woche wurde ein Mitar-
beiter der Wahlkommission tot
aufgefunden. dpa/nd

Netanjahu in Nöten
Israels Ministerpräsident reagiert auf juristische Bedrängnis mit einem Sprung nach rechts
Die Korruptionsvorwürfe gegen Is-
raels Regierungschef erhärten sich;
eine Anklage wird immer wahr-
scheinlicher. Doch Netanjahu gibt
sich gelassen und legte den Grund-
stein für eine neue Siedlung.

Von Oliver Eberhardt

Die Ermittlungen gegen Israels Re-
gierungschef Benjamin Netanjahu
laufen noch. »Doch der Premier hat
bereits damit begonnen, sein Plädo-
yer vor dem Gericht der öffentlichen
Meinung zu sprechen«, fasste ein
Kommentator des israelischen Mili-
tärrundfunks Galei Zahal zusammen:
In Beitar Illit, einer südwestlich von
Jerusalem gelegenen Siedlung legte
er am Donnerstag den Grundstein für
ein komplett neues Stadtviertel mit
1100 Wohnungen; auch eine neue
Straße, die die Fahrtzeit nach Jeru-
salem verkürzt, soll gebaut werden.
Ursprünglich hatte der erste Spa-

tenstich ohne die Anwesenheit des
Regierungschefs stattfinden sollen.
Denn bislang war es Praxis, dass Ne-
tanjahu zwar Baumaßnahmen in
Siedlungen freien Lauf ließ, sich aber
selbst öffentlich so weit davon fern-
hielt, dass ihm weder die internatio-
nale Gemeinschaft noch potenzielle

Koalitionspartner aus der Linken oder
dem Zentrum oder die dem Sied-
lungsbau kritischer gegenüber ste-
henden Teile der eigenen Partei vor-
werfen konnten, er habe sich end-
gültig dem Siedlerlager angeschlos-
sen, von der Zweistaatenlösung ver-
abschiedet.
Doch in der vergangenenWoche ist

in der Ära Netanjahu eine neue Zeit-
rechnung angebrochen. Seit Mona-
ten schon wird gegen »Bibi«, wie ihn
seineAnhänger nennen, ermittelt. Die
Liste der Vorwürfe ist lang, sie reicht
von Geschenken US-amerikanischer
Milliardäre an ihn und seine Familie
bis hin zu einem Gespräch mit Am-
non Moses, Verleger der Zeitung »Je-
dioth Ahronoth«, in dem Netanjahu
angeboten haben soll, der millionen-
fach verteilten Gratiszeitung »Jisrael
HaJom« Restriktionen aufzuerlegen,
wenn »Jedioth Ahronoth« sich zu ei-
ner für Netanjahu freundlicheren Be-
richterstattung bereit erklären sollte.
In der vergangenen Woche wurde

nun bekannt, dass Ari Harow, Ex-Bü-
rochef Netanjahus, einen Deal mit der
Staatsanwaltschaft geschlossen hat:
Um dem Gefängnis zu entgehen, sag-
te Harow gegen Netanjahu aus; un-
mittelbar danach ließen die Ermittler
eine gerichtliche Nachrichtensperre

verhängen – und teilten auf diese
Weise der Öffentlichkeit mit, dass die
Vorwürfe gravierend sind und eine
Anklage wohl bevor steht.
Zwar gibt sich Netanjahu nach au-

ßen hin gelassen, und folgt ganz dem
Beispiel Donald Trumps. Eine »linke
Verschwörung« sei das, es würden
bewusst »falsche Nachrichten« ver-
breitet, sagte er mehrmals, während
sich unter den Abgeordneten seines
Likuds gerade einmal zwei dazu be-

reit fanden, diese Ansagen öffentlich
zu wiederholen. Mindestens zehn an-
dere Likudnikim indes erklärten, sie
würden das derzeit nicht so sagen.
Mehrere erinnerten auch daran, dass
die Führungen von Polizei und
Staatsanwaltschaft, die nun die Er-
mittlungen mit erheblichem Perso-
nalaufwand vorantreiben, von Ne-
tanjahu ernannt wurden.

Mit seinem Auftritt in Beitar Illit,
einer Siedlung mit 46 000 Einwoh-
nern, die überwiegend ultra-ortho-
dox sind, ist Netanjahu nun rechts ab-
gebogen, hat direkt vor der Tür von
Siedlerbewegung und religiösen Par-
teien angehalten. »Keine Regierung
hat jemals mehr für die Besiedlung
des Landes Israel getan«, sagte Ne-
tanjahu, und wählte dabei Begriffe
mit starker nationalistischer und re-
ligiöser Konnotation. Denn Netanja-
hu will auch im Falle einer Anklage
nicht zurücktreten und damit eine
goldene Regel der israelischen Poli-
tik brechen. Ein Gericht werde wohl
keinen amtierenden Regierungschef
verurteilen, heißt es aus Netanjahus
Umfeld, man strebe eine Vereinba-
rung mit der Staatsanwaltschaft an,
die eine Geldstrafe beinhaltet und es
Netanjahu erlauben würde, im Amt
zu bleiben. Dass der Regierungschef
nun den Schulterschluss mit den
rechten Koalitionspartnern sucht, sich
als alternativlos für das Siedlungs-
projekt darstellt, soll zudem verhin-
dern, dass ihn die eigenen Partner zu
Fall bringen, indem sie das Bündnis
verlassen und Neuwahlen forcieren.
Der Likud selbst hat nur 23, 4 Pro-
zent der Wählerstimmen und 30 von
120 Parlamentssitzen.

»Keine Regierung hat
jemals mehr für die
Besiedlung des Landes
Israel getan.«
Benjamin Netanjahu, Premier

Die Hölle soll
sich nicht
wiederholen
Atomwaffenverbot prägt
Gedenken an Hiroshima

Von Olaf Standke

140 000 Tote forderte die erste
Atombombe mit dem zynischen
Namen »Little Boy« bisher. Am 6.
August 1945 hatte die Besatzung
des US-amerikanischen Langstre-
ckenbombers »Enola Gay« um 8.15
Uhr (Ortszeit) erstmals im Krieg
einen nuklearen Sprengkopf über
dem japanischen Hiroshima ge-
zündet. »Diese Hölle ist keine An-
gelegenheit der Vergangenheit«,
betonte Kazumi Matsui am Sonn-
tag auf einer Gedenkveranstal-
tung im dortigen Peace Memorial
Park mit seiner symbolischen aus-
gebrannten Kuppel einer Ausstel-
lungshalle. Schließlich würde eine
Kernwaffe aus den heutigen Arse-
nalen einen noch viel größeren
Schaden anrichten.
Gemeinsam mit Tausenden

Bürgern seiner Stadt erinnerte der
Bürgermeister an die verheerende
erste nukleare Katastrophe, der am
9. August 1945 ein zweiter Atom-
bombenabwurf durch das US-Mi-
litär über Nagasaki und 70 000
weitere Todesopfer folgten. Bis
heute leiden Tausende Zivilisten
unter den Spätfolgen der nuklea-
ren Verseuchung. Und: »Solange
Kernwaffen existieren und Politi-
ker mit ihnen drohen, könnte der
Horror jederzeit Gegenwart wer-
den«, warnte Matsui. Aber nicht
nur angesichts des nordkoreani-

schen Atomwaffen- und Raketen-
programms wachsen in Japan Be-
fürchtungen, dass die nukleare Be-
drohung immer größer wird. Mat-
sui rief alle Staaten auf, den kürz-
lich in der UN-Vollversammlung
verabschiedeten Vertrag zum
Kernwaffenverbot zu unterzeich-
nen, und nahm dabei die eigene
Regierung in die Pflicht.
Auch in Deutschland wurde bei

Gedenkveranstaltungen am Wo-
chenende auf diese neue Chance
für eine radikale atomare Abrüs-
tung verwiesen. Bis heute lagern
noch immer 15 000 Kernwaffen in
den Arsenalen der Atomwaffen-
staaten; Tausende befinden sich in
permanenter Einsatzbereitschaft.
Zwar sind das erheblich weniger
als in den kältesten Zeiten des Kal-
ten Krieges, aber eben immer noch
genug, um alles Leben auf dem
Planeten auszulöschen. Trotzdem
setzen die Atommächte und ihre
Verbündeten weiter auf nukleare
Abschreckung und boykottierten
die internationalen Verhandlun-
gen. 122 Staaten unterzeichneten
vor vier Wochen schließlich den
Verbotsvertrag. »Aus Hiroshima
und Nagasaki lernen, heißt Atom-
waffen abzuschaffen. Mit dem
Verbot der Vereinten Nationen
kommen wir diesem Ziel einen be-
deutenden Schritt näher«, beton-
te Anne Balzer von der Internati-
onalen Kampagne zur Abschaf-
fung von Atomwaffen (ICAN). Es
sei beschämend, dass sich die
Bundesregierung verweigere.
Die internationale Ärzte-Orga-

nisation für die Verhinderung ei-
nes Atomkrieges (IPPNW) warnte
in diesem Zusammenhang vor ei-
nem neuen nuklearen Wettrüs-
ten. Die Gefahr sei aktueller den
je, so die Europavorsitzende An-
gelika Claußen. »Wenn Staaten
wie Russland oder die USA jeder-
zeit 1200 Atomwaffen auf der
höchsten Alarmstufe stehen ha-
ben, sollte man Angst haben.« Zu-
dem wachse die Zahl der Atom-
staaten; vor allem Saudi-Arabien,
Katar und der Türkei unterneh-
men hier verstärkte Anstrengun-
gen. Atomkraft sei der Schlüssel
zur Atombombe.

»Solange Kernwaffen
existieren und
Politiker mit ihnen
drohen, könnte der
Horror jederzeit
Gegenwart werden.«
Kazumi Matsui, Bürger-
meister von Hiroshima

China erhöht den Druck auf Nordkorea
US-Präsident Trump lobt die Unterstützung Pekings und Moskaus für verschärfte UN-Sanktionen

Der UNO-Sicherheitsrat hat die bis-
lang schärfsten Sanktionen gegen
Nordkorea verhängt und will das
Landmit wirtschaftlichem Druck an
den Verhandlungstisch zwingen.

Von Carole Landry, New York

Im Atomstreit mit Nordkorea erhöht
derwichtigste Verbündete denDruck:
China stimmte im UNO-Sicherheits-
rat drastischen Handelssanktionen
gegen Nordkorea zu und forderte das
Land am Sonntag indirekt auf, seine
Atom- und Raketentests zu stoppen.
Durch die Strafmaßnahmen sollen die
Exporteinnahmen Nordkoreas deut-
lich sinken. US-Präsident Donald
Trump lobte Russland und China für
ihre Unterstützung für den US-Reso-
lutionsentwurf.
Nach dem einstimmigen Votum im

Sicherheitsrat rief Chinas Außenmi-
nister Wang Yi Nordkorea auf, »rich-
tige und kluge Entscheidungen« zu
treffen. Das richtige Verhalten »wird
der DPRK (Demokratische Volksre-
publik Korea) helfen«, sagte Wang in
der philippinischen Hauptstadt Ma-
nila. Er sprach sich für eine Wieder-
aufnahme der Sechser-Gespräche
über das nordkoreanische Atompro-

gramm aus. Die Gespräche, für die
China die USA, Russland, Japan so-
wie Nord- und Südkorea an einen
Tisch holte, liegen seit Jahren auf Eis.
»Nur Dialog und Verhandlung sind
der richtige Weg, um die Frage der
koreanischen Halbinsel anzugehen«,
sagte Wang.
In Manila kamen am Sonntag die

Außenminister der südostasiatischen
Staatengemeinschaft ASEAN zusam-
men. Wang traf am Rande seinen
nordkoreanischen Kollegen Ri Hong
Yo. US-Außenminister Rex Tillerson
wollte am Sonntag in Manila den chi-
nesischen Chefdiplomaten sowie sei-
nen russischen Kollegen Sergej Law-
row treffen. Ein direktes Gespräch
zwischen Tillerson und Ri war nicht
geplant. Die am Samstag beschlos-
senen Sanktionen sind die siebte
Sanktionsrunde gegen Nordkorea
und die erste umfangreiche Verschär-
fung der Strafmaßnahmen seit
Trumps Amtsantritt im Januar. Der
US-Präsident hatte China zuletzt vor-
geworfen, nichts gegen die nordko-
reanischen Raketentests zu unter-
nehmen.
Nun lobte er die Regierungen in

Peking und Moskau für ihre Unter-
stützung, wie das Weiße Haus mit-

teilte. Trump schrieb im Kurzbot-
schaftendienst Twitter, Nordkorea
müsse sich auf »sehr große finanzi-
elle Auswirkungen« gefasst machen.
Trumps Sicherheitsberater Her-

bert Raymond McMaster schloss in-
des eine militärische Reaktion der
USA nicht aus. In einem Interviewmit
dem Sender MSNBC erklärte er, der
Präsident prüfe Pläne für einen Prä-
ventivangriff. »Er sagt, er wird nicht
tolerieren, dass Nordkorea die USA
bedrohen kann«, so McMaster. »Des-
halb müssen wir natürlich alle Opti-
onen prüfen. Und das schließt eine
militärische Option ein.«
Durch die Sanktionen sollen der

Regierung in Pjöngjang rund eine
Milliarde Dollar an Einnahmen aus
Exporten entzogen werden, das ent-
spricht einem Drittel der Summe al-
ler Ausfuhren aus Nordkorea. Der Ex-
portbann betrifft Kohle, Stahl und Ei-
sen, Blei, Fisch und Meeresfrüchte.
Auch die Zahl der Arbeiter, wel-

che die nordkoreanische Führung ins
Ausland entsenden darf, wird be-
grenzt. Zudem kommen weitere Un-
ternehmen und Funktionäre auf die
Schwarze Liste.
Eine ursprüngliche Forderung der

USA zur Einschränkung der Ölliefe-

rungen an Nordkorea wurde aller-
dings gestrichen. China ist Nordko-
reas Haupthandelspartner. 90 Pro-
zent aller Exporte aus Nordkorea ge-
hen in das riesige Nachbarland. Die
Umsetzung der Sanktionen durch
China ist somit entscheidend für die
Effizienz der Maßnahmen.
Die USA hatten begonnen, mit Pe-

king über neue Sanktionen zu ver-
handeln, nachdem Nordkorea am 4.
Juli erstmals eine Interkontinental-
rakete getestet hatte. Ein zweiter Test
am 28. Juli nährte die Befürchtun-
gen, Nordkorea treibe die Entwick-
lung einer Rakete voran, die US-Fest-
land erreichen würde.
Nordkorea hat seit 2006 Land fünf

Atomwaffentests vorgenommen, da-
von zwei im vergangenen Jahr. Trotz
bestehender umfassender Sanktio-
nen treibt das Land seit Jahren sein
Atomwaffenprogramm voran.
Aus Nordkorea kam zunächst kei-

ne Reaktion auf die neuen Sanktio-
nen. Vor der Abstimmung im UNO-
Sicherheitsrat warnte die Parteizei-
tung »Rodong Sinmun« vor einem
schweren Vergeltungsangriff, sollten
die USA es »wagen«, Nordkorea ato-
mar oder mit Strafmaßnahmen zu
»provozieren«. AFP

Das sei ferne von mir, dass ich euch recht gebe; bis ich sterbe, will ich von meiner Unschuld nicht lassen. (Hiob 27,5) Foto: dpa/Gali Tibbon
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Afghanistan: Terroristen
erschießen 58 Menschen
Kabul. Mitglieder der radikalisla-
mischen Taliban und der Terror-
miliz Islamischer Staat (IS) haben
im Norden Afghanistans mindes-
tens 58 Menschen erschossen, da-
runter etwa 50 Zivilisten. Die
Männer seien am Donnerstag-
abend (Ortszeit) in das Dorf Mir-
za Olang in der Provinz Sar-i Pul
gestürmt und hätten sich 48 Stun-
den lang Kämpfe mit der Polizei
und Aufständischen geliefert, sag-
te ein Provinzsprecher am Sonn-
tag. Nach der Eroberung des Dor-
fes am Samstagabend hätten sie
die Einwohner zusammengetrie-
ben und hingerichtet. In den
schweren Kämpfen seien sieben
Polizisten und ein afghanischer
Soldat ums Leben gekommen.
Rund 25 Unbeteiligte werden den
Angaben nach vermisst. Es sei da-
von auszugehen, dass sie ver-
schleppt worden seien, sagte der
Provinzsprecher. dpa/nd

Gerichtskleidung für
Putschverdächtige
Istanbul. Der türkische Staatsprä-
sident Recep Tayyip Erdogan hat
einheitliche Gerichtskleidung für
alle des Terrorismus angeklagten
Untersuchungshäftlinge ange-
kündigt. Mutmaßliche Putschis-
ten müssten in Zukunft in brau-
nen Overalls vor Gericht erschei-
nen, sagte Erdogan vor Anhän-
gern der AKP im ostanatolischen
Malatya. Alle anderen Terrorver-
dächtigen müssten im Gerichts-
saal braune Hosen und Jacketts
tragen. »Ab jetzt können sie nicht
einfach kommen und anziehen,
was sie wollen. Auf diese Weise
werden sie der ganzen Welt be-
kannt gemacht«, so Erdogan. Er
beschrieb die geplanten Unifor-
men als »mandelfarbig«. Bereits
im Juli hatte Erdogan Unifor-
men ähnlich derer der Insassen
im US-Gefangenenlager in Guan-
tanamo für Putsch- und Terror-
verdächtige in der Türkei ange-
kündigt, wenn sie vor Gericht er-
scheinen. Auslöser war ein
putschverdächtiger Untersu-
chungshäftling, der in einem T-
Shirt mit der englischen Auf-
schrift »Hero« (Held) vor Ge-
richt antrat. dpa/nd

Syrische Armee erobert
Stadt in Homs zurück
Damaskus. Die syrische Armee hat
die Dschihadistenmiliz Islami-
scher Staat (IS) aus der letzten von
dieser kontrollierten Stadt in der
Provinz Homs vertrieben. Die Re-
gierungstruppen eroberten die
Stadt Suchna, die rund 70 Kilo-
meter nordöstlich von Palmyra
liegt, am Samstag nach heftigem
Artilleriefeuer und russischen
Luftangriffen zurück, wie die Sy-
rische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte mitteilte. AFP/nd

Vier ausländische Helfer
in Kenia ausgewiesen
Nairobi. Wenige Tage vor
den Wahlen in Kenia sind vier
ausländische Helfer der Opposi-
tion des Landes verwiesen wor-
den. Dazu zählen der Topmana-
ger der US-amerikanischen Wahl-
kampfdatenfirma Aristotle sowie
ein kanadischer Mitarbeiter, wie
das Unternehmen am Wochenen-
de mitteilte. James Orengo vom
Oppositionsbündnis Nasa bestä-
tigte, die beiden Männer hätten
die Allianz im Wahlkampf unter-
stützt. Auch zwei ghanaische Na-
sa-Mitarbeiter seien des Landes
verwiesen worden. Zudem wur-
den am Freitag Nasa zufolge meh-
rere Büros des Bündnisses ge-
stürmt. Bis zu 30 bewaffnete Män-
ner seien in die Gebäude einge-
drungen und hätten unter ande-
rem elektronisches Gerät mitge-
nommen. Nasa zufolge handelte
es sich um Polizisten. Es seien kei-
ne Einbrüche gemeldet worden,
sagte Polizeisprecher George Ki-
noti. Vor den Präsidentschafts-
und Parlamentswahlen am 8. Au-
gust sind die Spannungen in dem
ostafrikanischen Land groß. Ver-
gangene Woche wurde ein Mitar-
beiter der Wahlkommission tot
aufgefunden. dpa/nd

Netanjahu in Nöten
Israels Ministerpräsident reagiert auf juristische Bedrängnis mit einem Sprung nach rechts
Die Korruptionsvorwürfe gegen Is-
raels Regierungschef erhärten sich;
eine Anklage wird immer wahr-
scheinlicher. Doch Netanjahu gibt
sich gelassen und legte den Grund-
stein für eine neue Siedlung.

Von Oliver Eberhardt

Die Ermittlungen gegen Israels Re-
gierungschef Benjamin Netanjahu
laufen noch. »Doch der Premier hat
bereits damit begonnen, sein Plädo-
yer vor dem Gericht der öffentlichen
Meinung zu sprechen«, fasste ein
Kommentator des israelischen Mili-
tärrundfunks Galei Zahal zusammen:
In Beitar Illit, einer südwestlich von
Jerusalem gelegenen Siedlung legte
er am Donnerstag den Grundstein für
ein komplett neues Stadtviertel mit
1100 Wohnungen; auch eine neue
Straße, die die Fahrtzeit nach Jeru-
salem verkürzt, soll gebaut werden.
Ursprünglich hatte der erste Spa-

tenstich ohne die Anwesenheit des
Regierungschefs stattfinden sollen.
Denn bislang war es Praxis, dass Ne-
tanjahu zwar Baumaßnahmen in
Siedlungen freien Lauf ließ, sich aber
selbst öffentlich so weit davon fern-
hielt, dass ihm weder die internatio-
nale Gemeinschaft noch potenzielle

Koalitionspartner aus der Linken oder
dem Zentrum oder die dem Sied-
lungsbau kritischer gegenüber ste-
henden Teile der eigenen Partei vor-
werfen konnten, er habe sich end-
gültig dem Siedlerlager angeschlos-
sen, von der Zweistaatenlösung ver-
abschiedet.
Doch in der vergangenenWoche ist

in der Ära Netanjahu eine neue Zeit-
rechnung angebrochen. Seit Mona-
ten schon wird gegen »Bibi«, wie ihn
seineAnhänger nennen, ermittelt. Die
Liste der Vorwürfe ist lang, sie reicht
von Geschenken US-amerikanischer
Milliardäre an ihn und seine Familie
bis hin zu einem Gespräch mit Am-
non Moses, Verleger der Zeitung »Je-
dioth Ahronoth«, in dem Netanjahu
angeboten haben soll, der millionen-
fach verteilten Gratiszeitung »Jisrael
HaJom« Restriktionen aufzuerlegen,
wenn »Jedioth Ahronoth« sich zu ei-
ner für Netanjahu freundlicheren Be-
richterstattung bereit erklären sollte.
In der vergangenen Woche wurde

nun bekannt, dass Ari Harow, Ex-Bü-
rochef Netanjahus, einen Deal mit der
Staatsanwaltschaft geschlossen hat:
Um dem Gefängnis zu entgehen, sag-
te Harow gegen Netanjahu aus; un-
mittelbar danach ließen die Ermittler
eine gerichtliche Nachrichtensperre

verhängen – und teilten auf diese
Weise der Öffentlichkeit mit, dass die
Vorwürfe gravierend sind und eine
Anklage wohl bevor steht.
Zwar gibt sich Netanjahu nach au-

ßen hin gelassen, und folgt ganz dem
Beispiel Donald Trumps. Eine »linke
Verschwörung« sei das, es würden
bewusst »falsche Nachrichten« ver-
breitet, sagte er mehrmals, während
sich unter den Abgeordneten seines
Likuds gerade einmal zwei dazu be-

reit fanden, diese Ansagen öffentlich
zu wiederholen. Mindestens zehn an-
dere Likudnikim indes erklärten, sie
würden das derzeit nicht so sagen.
Mehrere erinnerten auch daran, dass
die Führungen von Polizei und
Staatsanwaltschaft, die nun die Er-
mittlungen mit erheblichem Perso-
nalaufwand vorantreiben, von Ne-
tanjahu ernannt wurden.

Mit seinem Auftritt in Beitar Illit,
einer Siedlung mit 46 000 Einwoh-
nern, die überwiegend ultra-ortho-
dox sind, ist Netanjahu nun rechts ab-
gebogen, hat direkt vor der Tür von
Siedlerbewegung und religiösen Par-
teien angehalten. »Keine Regierung
hat jemals mehr für die Besiedlung
des Landes Israel getan«, sagte Ne-
tanjahu, und wählte dabei Begriffe
mit starker nationalistischer und re-
ligiöser Konnotation. Denn Netanja-
hu will auch im Falle einer Anklage
nicht zurücktreten und damit eine
goldene Regel der israelischen Poli-
tik brechen. Ein Gericht werde wohl
keinen amtierenden Regierungschef
verurteilen, heißt es aus Netanjahus
Umfeld, man strebe eine Vereinba-
rung mit der Staatsanwaltschaft an,
die eine Geldstrafe beinhaltet und es
Netanjahu erlauben würde, im Amt
zu bleiben. Dass der Regierungschef
nun den Schulterschluss mit den
rechten Koalitionspartnern sucht, sich
als alternativlos für das Siedlungs-
projekt darstellt, soll zudem verhin-
dern, dass ihn die eigenen Partner zu
Fall bringen, indem sie das Bündnis
verlassen und Neuwahlen forcieren.
Der Likud selbst hat nur 23, 4 Pro-
zent der Wählerstimmen und 30 von
120 Parlamentssitzen.

»Keine Regierung hat
jemals mehr für die
Besiedlung des Landes
Israel getan.«
Benjamin Netanjahu, Premier

Die Hölle soll
sich nicht
wiederholen
Atomwaffenverbot prägt
Gedenken an Hiroshima

Von Olaf Standke

140 000 Tote forderte die erste
Atombombe mit dem zynischen
Namen »Little Boy« bisher. Am 6.
August 1945 hatte die Besatzung
des US-amerikanischen Langstre-
ckenbombers »Enola Gay« um 8.15
Uhr (Ortszeit) erstmals im Krieg
einen nuklearen Sprengkopf über
dem japanischen Hiroshima ge-
zündet. »Diese Hölle ist keine An-
gelegenheit der Vergangenheit«,
betonte Kazumi Matsui am Sonn-
tag auf einer Gedenkveranstal-
tung im dortigen Peace Memorial
Park mit seiner symbolischen aus-
gebrannten Kuppel einer Ausstel-
lungshalle. Schließlich würde eine
Kernwaffe aus den heutigen Arse-
nalen einen noch viel größeren
Schaden anrichten.
Gemeinsam mit Tausenden

Bürgern seiner Stadt erinnerte der
Bürgermeister an die verheerende
erste nukleare Katastrophe, der am
9. August 1945 ein zweiter Atom-
bombenabwurf durch das US-Mi-
litär über Nagasaki und 70 000
weitere Todesopfer folgten. Bis
heute leiden Tausende Zivilisten
unter den Spätfolgen der nuklea-
ren Verseuchung. Und: »Solange
Kernwaffen existieren und Politi-
ker mit ihnen drohen, könnte der
Horror jederzeit Gegenwart wer-
den«, warnte Matsui. Aber nicht
nur angesichts des nordkoreani-

schen Atomwaffen- und Raketen-
programms wachsen in Japan Be-
fürchtungen, dass die nukleare Be-
drohung immer größer wird. Mat-
sui rief alle Staaten auf, den kürz-
lich in der UN-Vollversammlung
verabschiedeten Vertrag zum
Kernwaffenverbot zu unterzeich-
nen, und nahm dabei die eigene
Regierung in die Pflicht.
Auch in Deutschland wurde bei

Gedenkveranstaltungen am Wo-
chenende auf diese neue Chance
für eine radikale atomare Abrüs-
tung verwiesen. Bis heute lagern
noch immer 15 000 Kernwaffen in
den Arsenalen der Atomwaffen-
staaten; Tausende befinden sich in
permanenter Einsatzbereitschaft.
Zwar sind das erheblich weniger
als in den kältesten Zeiten des Kal-
ten Krieges, aber eben immer noch
genug, um alles Leben auf dem
Planeten auszulöschen. Trotzdem
setzen die Atommächte und ihre
Verbündeten weiter auf nukleare
Abschreckung und boykottierten
die internationalen Verhandlun-
gen. 122 Staaten unterzeichneten
vor vier Wochen schließlich den
Verbotsvertrag. »Aus Hiroshima
und Nagasaki lernen, heißt Atom-
waffen abzuschaffen. Mit dem
Verbot der Vereinten Nationen
kommen wir diesem Ziel einen be-
deutenden Schritt näher«, beton-
te Anne Balzer von der Internati-
onalen Kampagne zur Abschaf-
fung von Atomwaffen (ICAN). Es
sei beschämend, dass sich die
Bundesregierung verweigere.
Die internationale Ärzte-Orga-

nisation für die Verhinderung ei-
nes Atomkrieges (IPPNW) warnte
in diesem Zusammenhang vor ei-
nem neuen nuklearen Wettrüs-
ten. Die Gefahr sei aktueller den
je, so die Europavorsitzende An-
gelika Claußen. »Wenn Staaten
wie Russland oder die USA jeder-
zeit 1200 Atomwaffen auf der
höchsten Alarmstufe stehen ha-
ben, sollte man Angst haben.« Zu-
dem wachse die Zahl der Atom-
staaten; vor allem Saudi-Arabien,
Katar und der Türkei unterneh-
men hier verstärkte Anstrengun-
gen. Atomkraft sei der Schlüssel
zur Atombombe.

»Solange Kernwaffen
existieren und
Politiker mit ihnen
drohen, könnte der
Horror jederzeit
Gegenwart werden.«
Kazumi Matsui, Bürger-
meister von Hiroshima

China erhöht den Druck auf Nordkorea
US-Präsident Trump lobt die Unterstützung Pekings und Moskaus für verschärfte UN-Sanktionen

Der UNO-Sicherheitsrat hat die bis-
lang schärfsten Sanktionen gegen
Nordkorea verhängt und will das
Landmit wirtschaftlichem Druck an
den Verhandlungstisch zwingen.

Von Carole Landry, New York

Im Atomstreit mit Nordkorea erhöht
derwichtigste Verbündete denDruck:
China stimmte im UNO-Sicherheits-
rat drastischen Handelssanktionen
gegen Nordkorea zu und forderte das
Land am Sonntag indirekt auf, seine
Atom- und Raketentests zu stoppen.
Durch die Strafmaßnahmen sollen die
Exporteinnahmen Nordkoreas deut-
lich sinken. US-Präsident Donald
Trump lobte Russland und China für
ihre Unterstützung für den US-Reso-
lutionsentwurf.
Nach dem einstimmigen Votum im

Sicherheitsrat rief Chinas Außenmi-
nister Wang Yi Nordkorea auf, »rich-
tige und kluge Entscheidungen« zu
treffen. Das richtige Verhalten »wird
der DPRK (Demokratische Volksre-
publik Korea) helfen«, sagte Wang in
der philippinischen Hauptstadt Ma-
nila. Er sprach sich für eine Wieder-
aufnahme der Sechser-Gespräche
über das nordkoreanische Atompro-

gramm aus. Die Gespräche, für die
China die USA, Russland, Japan so-
wie Nord- und Südkorea an einen
Tisch holte, liegen seit Jahren auf Eis.
»Nur Dialog und Verhandlung sind
der richtige Weg, um die Frage der
koreanischen Halbinsel anzugehen«,
sagte Wang.
In Manila kamen am Sonntag die

Außenminister der südostasiatischen
Staatengemeinschaft ASEAN zusam-
men. Wang traf am Rande seinen
nordkoreanischen Kollegen Ri Hong
Yo. US-Außenminister Rex Tillerson
wollte am Sonntag in Manila den chi-
nesischen Chefdiplomaten sowie sei-
nen russischen Kollegen Sergej Law-
row treffen. Ein direktes Gespräch
zwischen Tillerson und Ri war nicht
geplant. Die am Samstag beschlos-
senen Sanktionen sind die siebte
Sanktionsrunde gegen Nordkorea
und die erste umfangreiche Verschär-
fung der Strafmaßnahmen seit
Trumps Amtsantritt im Januar. Der
US-Präsident hatte China zuletzt vor-
geworfen, nichts gegen die nordko-
reanischen Raketentests zu unter-
nehmen.
Nun lobte er die Regierungen in

Peking und Moskau für ihre Unter-
stützung, wie das Weiße Haus mit-

teilte. Trump schrieb im Kurzbot-
schaftendienst Twitter, Nordkorea
müsse sich auf »sehr große finanzi-
elle Auswirkungen« gefasst machen.
Trumps Sicherheitsberater Her-

bert Raymond McMaster schloss in-
des eine militärische Reaktion der
USA nicht aus. In einem Interviewmit
dem Sender MSNBC erklärte er, der
Präsident prüfe Pläne für einen Prä-
ventivangriff. »Er sagt, er wird nicht
tolerieren, dass Nordkorea die USA
bedrohen kann«, so McMaster. »Des-
halb müssen wir natürlich alle Opti-
onen prüfen. Und das schließt eine
militärische Option ein.«
Durch die Sanktionen sollen der

Regierung in Pjöngjang rund eine
Milliarde Dollar an Einnahmen aus
Exporten entzogen werden, das ent-
spricht einem Drittel der Summe al-
ler Ausfuhren aus Nordkorea. Der Ex-
portbann betrifft Kohle, Stahl und Ei-
sen, Blei, Fisch und Meeresfrüchte.
Auch die Zahl der Arbeiter, wel-

che die nordkoreanische Führung ins
Ausland entsenden darf, wird be-
grenzt. Zudem kommen weitere Un-
ternehmen und Funktionäre auf die
Schwarze Liste.
Eine ursprüngliche Forderung der

USA zur Einschränkung der Ölliefe-

rungen an Nordkorea wurde aller-
dings gestrichen. China ist Nordko-
reas Haupthandelspartner. 90 Pro-
zent aller Exporte aus Nordkorea ge-
hen in das riesige Nachbarland. Die
Umsetzung der Sanktionen durch
China ist somit entscheidend für die
Effizienz der Maßnahmen.
Die USA hatten begonnen, mit Pe-

king über neue Sanktionen zu ver-
handeln, nachdem Nordkorea am 4.
Juli erstmals eine Interkontinental-
rakete getestet hatte. Ein zweiter Test
am 28. Juli nährte die Befürchtun-
gen, Nordkorea treibe die Entwick-
lung einer Rakete voran, die US-Fest-
land erreichen würde.
Nordkorea hat seit 2006 Land fünf

Atomwaffentests vorgenommen, da-
von zwei im vergangenen Jahr. Trotz
bestehender umfassender Sanktio-
nen treibt das Land seit Jahren sein
Atomwaffenprogramm voran.
Aus Nordkorea kam zunächst kei-

ne Reaktion auf die neuen Sanktio-
nen. Vor der Abstimmung im UNO-
Sicherheitsrat warnte die Parteizei-
tung »Rodong Sinmun« vor einem
schweren Vergeltungsangriff, sollten
die USA es »wagen«, Nordkorea ato-
mar oder mit Strafmaßnahmen zu
»provozieren«. AFP

Das sei ferne von mir, dass ich euch recht gebe; bis ich sterbe, will ich von meiner Unschuld nicht lassen. (Hiob 27,5) Foto: dpa/Gali Tibbon


